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I. Allgemeine Bemerkungen 

Die Vorlage der Fraktionen der SPD, FDP — 
Drucksache 7/78 — ist in der 17. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 22. Februar 1973 in erster 
Lesung behandelt und an den Finanzausschuß feder- 
führend, den Ausschuß für Wirtschaft mitberatend 
und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen worden. Eine Regie- 
rungsvorlage gleichen Inhalts war bereits am 4. Mai 
1972 dem 6. Deutschen Bundestag zugeleitet worden 
{Drucksache Vl/3418); dieser alten Vorlage kommt 
weiter*hin Bedeutung zu, weil sie die detaillierte 
Begründung, die Stellungnahme des Bundesrates 
und die Gegenäußerung der Bundesregierung ent- 
hält. 

Uber den die Reform des Grundsteuerrechts be- 
treffenden Teil der Vorlage hat der Finanzausschuß 
bereits berichtet (Drucksache 7/485); das Gesetz zur 
Reform des Grundsteuerrechts ist inzwischen ver- 
kündet (Bundesgesetzbl. I S. 965). Der hiermit vor- 
gelegte zweite Bericht befaßt sich mit der Reform 
der Eiibschaftsteuer und Schenkungsteuer (Artikel 2 
der Vorlage), mit der sich der Finanzausschuß in den 
Sitzungen vom 24. Mai, 6. Juni, 14., 19. und 21. Sep- 
tember, 5. Oktdber, 9. und 28. November befaßt hat. 
Der Ausschuß für Wirtschaft hat seine endgültige 
Stellungnahme während der Sitzung des Finanz- 
ausschusses am 28. November 1973 abgegeben. 
Seinen Empfehlungen wurde entsprochen. Dem 
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen zur Be- 
steuerung der Familienstiftungen wurde vom Aus- 
schuß für Wirtschaft mit Möhiheit zugestimmt ver- 


bunden mit der Bitte, im Bericht detailliert die Ver- 
fassungsmäßigkeit dieser Änderungen darzuiegen. 
Die CDU/CSU-Fraktion stellte den Antrag, den 
Rechtsausschuß gutachtlich einzuschalten. Dieser 
Antrag wurde von der Mehrheit abgelehnt. Die Re- 
gierung erklärte, daß diese Regelung auf ihre Ver- 
fassungsmäßigkeit eingehend mit positivem Ergeb- 
nis geprüft worden sei. Daraufhin hat der Finanz- 
ausschuß einstimmig beschlossen, den Rechtsaus- 
schuß zu fragen. Ob dieser bereit sei, die Frage der 
Verfassungsmäßigkeit der Lösungen für die Fami- 
lienstiftungen zu prüfen. Der Rechtsausschuß hat 
dies aus Zeitgründen abgelehnt. 

Der Finanzausschuß beabsichtigt in einem alsbald 
folgenden Schlußbericht über die Reform der Ver- 
mögensteuer (Artikel 1), die Änderung des Be- 
wertungsgesetzes (Artikel 4) und die Änderung des 
Gewerbesteuergesetzes (Artikel 5) zu berichten. 

Reformziele zur Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Die Vorlage — Drucksache 7/78 — hält am Prin- 
zip der Eiibanfallsteuer fest, das auf den Zuwachs 
an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit beim einzel- 
nen Erwerber abstellt und die Steuerbelastung nach 
dem Grad der familiären Bindung staffelt. Nach den 
gleichen Grundsätzen werden Schenkungen be- 
steuert. 

Die bedeutendsten Ziele der Reform der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer sind eine verkehrswert- 
nähere Bewertung des Grundbesitzes, die Anpassung 
und Ergänzung von Freibeträgen entsprechend der 
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Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse, ein 
neuer Tarif, der kleine und mittlere Erwerber schont 
und größere Erbschaften und Schenkungen maßvoll 
stärker belastet sowie der Abbau von Möglich- 
keiten der Steuervermeidung oder -minderung. 

Das Grundvermögen soll mit 140 v. H. der neuen 
Einheits werte (1964) bewertet werden. Dadurch wird 
eine nicht mehr zu rechtfertigende extreme Un- 
gleichheit in der Bewertung gegenüber den anderen 
zeitnah bewerteten Vermögensarten gemildert. Die 
Bundesregierung hat im Verlaufe der Ausschuß- 
beratung erklärt, sie sehe sich aus verwaltungstech- 
nischen Gründen nicht in der Lage, im Rahmen 
dieser Reform eine Einzelbewertung des Grund- 
besitzes nach dem Verkehrswert im Zeitpunkt des 
Erwerbes vorzuschlagen. 

Neben einer Erhöhung der persönlichen Freibe- 
träge sieht die Vorlage besondere Versorgungs- 
freibeträge für Ehegatten und Kinder vor, bei denen 
der Erwerb wegen fehlender oder geringer Ver- 
sorgungsbezüge Versorgungscharakter hat. Im Zu- 
sammenhang mit dieser ei'heblichen Erweiterung 
des steuerfreien Bereichs ist der neue Tarif zu sehen, 
der kleine und mittlere Erwerbe schont und durch 
Fortführung des Tarifs für Erwerbe über 10 Mil- 
lionen DM hinaus in diesem oberen Bereich maß- 
volle Steuerhöhungen bringt. Etwa möglichen Li- 
quiditätsproblemen von Unternehmen wird durch 
eine Erweiterung der Stundungsmöglichkeiten Rech- 
nung getragen. 

Als ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit sieht es 
der Entwurf auch an, Möglichkeiten der Steuerver- 
meidung oder -Verminderung durch besondere 
Rechtsgestaltungen abzubauen. Zu diesen wie 
Steuervergünstigungen wirkenden Rechtsgestaltun- 
gen, für die es im einzelnen Fall durchaus auch 
außei'halb des Steuerrechts liegende Motive geben 
kann, ohne daß diese jedoch hinreichender Anlaß 
für eine Steuervergünstigung sind, rechnet die Vor- 
lage insbesondere bestimmte Gesellschaftsverträge 
(Abfindung zum Buchwert, unangemessene Ge- 
winUbeteiligungen), über auch im geltenden Recht 
bewußt gewährte Vergünstigungen, wie die Steuer- 
freiheit der Versicherungssumme aus Erbschaft- 
steuerversicherungen und den Vermögenszuwachs 
bei Begründung der Gütergemeinschaft. 

Zur Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat gegen den auch nach seiner 
Meinung gerechteren Besteuerungsvorschlag für die 
Zugewinngemeinschaft (§ 5) insbesondere aus Grün- 
den des Verwaltungsaufwandes Bedenken erhoben. 
Der Ausschuß war demgegenüber mit Mehrheit ge- 
gen die Stimmen der CDU/CSU der Auffassung, daß 
im Interesse der Steuergerechtigkeit die mit der 
Neuregelung verbundene gewisse Verwaltungs- 
mehrarbeit in Kauf genommen werden sollte, da 
sich die gegenwärtige Regelung als zusätzlicher 
progressiver Freibetrag beim Anfall von Großver- 
mögen auswirken kann. 

Eine Anregung des Bundesrates zur vollen Er- 
fassung der mit einem Nutzungsrecht belasteten Er- 
werbe, der bereits die Bundesregierung nicht 
widersprochen hatte, wurde vom Ausschuß aufge- 


griffen auf Vorschlag der CDU/CSU. Die vom Aus- 
schuß vorgeschlagene Fassung des § 24 stimmt im 
materiellrechtlichen Gehalt, der Vermeidung un- 
gerechtfertigter Vorteile bei derartigen Rechtsge- 
staltungen, mit dem Vorschlag des Bundesrates 
überein. Der Ausschuß schlägt jedoch wiederum 
ein Wahlrecht vor, nach dem der Erwerber die auf 
den Kapitalwert der Belastung entfallende Steuer 
nach den Wertverhältnissen im Zeitpunkt des Er- 
werbs festsetzen lassen kann, die Zahlung aber bis 
zum Erlöschen der Belastung zinslos gestundet 
bleibt. Damit wird Bedenken gegen ein Abweichen 
von der zivilrechtlichen Grundlage zu Lasten des 
Steuerpflichtigen Rechnung getragen. 

Weitere Beratungsergebnisse 

Auf Antrag der CDU/CSU-Fraktion diskutierte der 
Ausschuß die Höhe der Freibeträge, deren Festle- 
gung in den Eckwerten nunmehr schon längere Zeit 
zurückliegt. Die CDU/CSU machte den Vorschlag, 
den Freibetrag für das Kind so zu bemessen, daß 
ein im Regelfall gebildetes Vermögen bis hin zu 
einer Eigentumswohnung oder einem bescheidenen 
Einfamilienhaus geschont wird. Sie schlug daher 
eine Erhöhung des Kinderfreibetrages auf 90 000 DM 
vor. Die Koalitionsfraktionen gingen davon aus, daß 
die große Zahl aller Vermögen einschließlich nor- 
maler Eigentumswohnungen und Einfamilienhäuser 
im wesentlichen von der Erbschaftsteuer freigestellt 
werden soll. Meinungsverschiedenheiten ergaben 
sich zwischen den Koalitionsfraktionen und der Op- 
positionsfraktion über das hierfür erforderliche Aus- 
maß der Erhöhung. Durchgesetzt hat sich ein Antrag 
der Koaiitionsfraktionen, den Kinderfreibetrag (§ 16 
der Gesetzesvorlage) von 50 000 auf 70 000 DM zu 
erhöhen. Gleichzeitig sollen auch die Freibeträge für 
die folgenden Steuerklassen gegenüber der Geset- 
zesvorlage um 10 000, 2 000 und 1 000 DM angeho- 
ben werden (CDU/CSU-Antrag 20 000, 5 000 und 
0 DM mehr). 

Der Antrag der Koalitionsfraktionen auf Anhe- 
bung der Steuersätze bei Vermögen über 25 Millio- 
nen DM wurde einstimmig angenommen. Keine 
Mehrheit fanden ein Antrag aus der CDU/CSU, den 
Versorgungsfreibetrag für Kinder (§ 17) unabhängig 
von der Höhe des Vermögens zu gewähren. Der 
Ausschuß schlägt ferner eine Erhöhung des Hausrats- 
freibetrages (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 a) nach der Vorlage 
von 30 000 auf 40 000 DM vor; auch insoweit fanden 
weitergehende Anträge aus der CDU/CSU, die eine 
Erhöhung des Hausratsfreibetrages unter Hinweis 
auf die Einbeziehung von Kunstgegenständen und 
Sammlungen auf 50 000 DM und eine Erhöhung des 
Freibetrages für sonstige bewegliche körperliche 
Gegenstände (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 b) allgemein auf 
5 000 DM vorsahen, keine Mehrheit. In den Befrei- 
ungskatalog wieder aufgenommen wurde auf Antrag 
aus der SPD eine Vergünstigung für unentgeltlich 
geleistete Pflege oder unentgeltlich geleisteten Un- 
terhalt, die unabhängig von dem Motiv für die ge- 
leistete Unterstützung mit einem Freibetrag von 
2 000 DM berücksichtigt werden (§ 13 Abs. 1 Nr. 8 a). 
Weitere Änderungsanträge aus der CDU/CSU, die 
den Schuldenabzug für im Allgemeininteresse be- 
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freiten Grundbesitz gestatten (§ 10 Abs. 6 mit § 13 
Abs. 1 Nr. 2 und 3) und die Berücksichtigung nega- 
tiver Vorerwerbe (§ 14 Abs. 1) zulassen wollen, fan- 
den keine Mehrheit. 

Besondere Bedeutung hat der Ausschuß der Be- 
handlung von Stiftungen beigemessen. Hierzu hat 
die CDU/CSU einen Antrag eingebracht, nach dem 
die Bildung von Arbeitnehmerstiftungen steuerlich 
begünstigt werden soll. Dieser Antrag wurde u. a. 
damit begründet, daß die Ausstattung einer Stiftung 
mit Vermögenswerten, deren Nutznießung der Ar- 
beitnehmerschaft eines Unternehmens im Ganzen 
zukommen soll, in der Praxis an der Belastung durch 
die Erbschaftsteuer scheitert. Dadurch wird gegen- 
wärtig die Unternehmensinitiative gehemmt. In dem 
Entwurf war auch eine ertragsteuerliche Erleichte- 
rung vorgesehen. 

Die Koalitionsfraktionen widersprachen im Grund- 
satz diesem Vorschlag nicht, lehnten aber eine Auf- 
nahme in das Erbschaftsteuergesetz zum jetzigen 
Zeitpunkt ab. Die Koalitionsfraktionen vertraten die 
Auffassung, die Begünstigungen der Arbeitnehmer- 
stiftung könne erst im Zusammenhang mit dem in 
Arbeit befindlichen Gesamtkonzept für die Vermö- 
gensbildung geprüft werden. Der vorliegende An- 
trag der CDU/CSU fand keine Mehrheit. 

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen schlägt der 
Ausschuß eine periodisch wiederkehrende Erbschaft- 
besteuerung von Familienstiftungen und von Ver- 
einen vor, deren Zweck auf die Bindung von Ver- 
mögen gerichtet ist. Bei der Stiftung unterliegt bis- 
her nur das Stiftungsgeschäft der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer, während eine Nachfolge in der 
Person des Begünstigten nicht zur Erbschaftsteuer- 
pflicht führt. Die Rechtsform der Stiftung wird des- 
halb zunehmend zur Erhaltung großer Familienver- 
mögen auch aus steuerlichen Gründen gewählt. Die 
vorgeschlagene Ergänzung unterwirft die Familien- 
stiftungen nunmehr in Zeiträumen von 30 Jahren 
der Erbschaftsteuer. Das soll auch für bereits be- 
stehende Familienstiftungen gelten. Fällt bei Stif- 
tungen der Zeitpunkt des ersten Übergangs von 
Vermögen auf den 1. Januar 1948 oder einen früheren 
Zeitpunkt, so entsteht die Steuer erstmals im Januar 
1978. Nach Auffassung der Mehrheit des Ausschus- 
ses wird dadurch eine Lücke im Erbschaftsteuerrecht 
geschlossen. Die Regelung ist jedoch durch Freibe- 
träge, Splitting, Stundungs- und Verrentungsmög- 
lichkeit so ausgestaltet, daß eine Substanzgefähr- 
dung der Stiftungen vermieden wird. 

Nach Auffassung der Mehrheit im Finanzausschuß 
bestehen gegen die vorgeschlagene Besteuerung der 
Familienstiftungen keine verfassungsrechtlichen Be- 
denken. Insbesondere steht der Gesichtspunkt des 
Vertrauensschutzes der Besteuerung bereits — zum 
Teil seit Jahrhunderten — bestehenden Familien- 
stiftungen nicht entgegen. Das Erbschaftsteuergesetz 
geht davon aus, daß Vermögen im Generations- 
wechsel einmal der Erbschaftsteuer unterworfen 
werden. Bei Kapitalgesellschaften ist dies durch die 
Besteuerung der Anteilseigner sichergestellt. Im 
Gegensatz hierzu bleibt das in Familienstiftungen 
gebundene Vermögen über Generationen hinweg 
erbschaftsteuerfrei, weil es keine Anteile an Fami- 
lienstiftungen gibt und der Wechsel der aus der 


Familienstiftung Begünstigten erbschaftsteuerlich 
nicht erfaßt werden kann. Familienstiftungen werden 
also nach dem geltenden Erbschaftsteuerrecht sy- 
stemwidrig begünstigt. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ist der Gesetzgeber unter 
dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes nicht ge- 
hindert, bestehende Vergünstigungen aufzuheben 
oder zu beschränken. Ein Vertrauensschutz in der 
Weise, daß die bisherige Begünstigung der beste- 
henden Familienstiftungen auf Dauer unverändert 
aufrechterhalten bleibt, besteht daher aus verfas- 
sungsrechtlicher Sicht nicht. Dennoch sieht der Än- 
derungsantrag der Koalitionsfraktionen vor, daß vor 
dem 1. Januar 1948 gegründete Familienstiftungen 
erstmals am 1. Januar 1978 der Erbschaftsteuer un- 
terworfen werden. Für später gegründete Familien- 
stiftungen tritt die erstmalige Erbschaftbesteuerung 
30 Jahre nach ihrer Gründung ein. Auch ist die Auf- 
lösung von Familienstiftungen bis zum 1. Januar 
1978 dadurch erleichtert, daß der Erwerb aus einer 
Familienstiftung ohne Rücksicht auf das Verwand- 
schaftsverhältnis zwischen Anfallsberechtigten und 
Stifter stets nach Steuerklasse I zu versteuern ist. 

Eine Reihe weiterer Vorschläge des Ausschusses, 
die auf Anträge aus Oppositions- und Koalitions- 
fraktionen zurückgehen, mildern den Übergang auf 
das neue Recht in Einzelfällen. So soll für bereits 
abgeschlossene Erbschaftsteuer-Versicherungsver- 
träge die bisher gewährte steuerliche Freistellung 
der Versicherungssumme fristig in Stufen abgebaut 
werden. Eine Übergangszeit von einem Jahr soll 
für bestimmte Gesellschaftsverträge und Güter- 
standsvereinbarungen gelten, für die neue erbschaft- 
und schenkungsteuerliche Folgen vorgesehen sind. 
So sollen Gesellschafter, die möglicherweise primär 
aus Gründen der Betriebserhaltung gegenseitig ein 
Ausscheiden zu Buchwerten vereinbart haben, ihr 
Vertragsverhältnis noch bis zum 31. Dezember 1974 
revidieren können. Ehegatten, die auf Grund ein- 
seitiger Erklärung eines Ehegatten in Gütertrennung 
leben, soll bis zum 31. Dezember 1974 die Möglich- 
keit geboten werden, noch ohne schenkungsteuer- 
liche Folgen die Gütergemeinschaft zu begründen. 

Keine Mehrheit fand ein Antrag aus der CDU/ 
CSU, der eine Milderung der steuerlichen Konse- 
quenzen vorsah, wenn Gegenstände, vor allem For- 
derungen, von der Erbschaftsteuer erfaßt werden, 
bevor sie der Einkommensteuer unterlegen haben; 
insoweit haben die Koalitionsfraktionen jedoch eine 
Prüfung mit gleicher Tendenz im Rahmen der Ein- 
kommensteuerreform zugesagt. Abgelehnt wurde 
ferner ein Antrag der CDU/CSU, den Zeitraum für 
die bereits nach der Vorlage erweiterte und zu einem 
Rechtsanspruch erhobene Stundungsmöglichkeit bei 
dem Erwerb von Betriebsvermögen und land- und 
forstwirtschaftliche Vermögen von fünf auf zehn 
Jahre zu erweitern (§ 26); der Ausschuß hat jedoch 
I festgestellt, daß eine Stundung über den Fünf-Jah- 
I reszeitraum hinaus im Rahmen des § 127 AO weiter- 
hin möglich bleibt. Der Ausschuß hat mit Mehrheil 
! eine Ermächtigung des Finanzamts auf genommen, 
nach der dem Steuerschuldner eine Selbstberechnung 
der Steuer auferlegt werden kann (§ 29 Abs. 7); der 
Ausschuß geht bei diesem Vorschlag davon aus, daß 
von dieser Ermächtigung in der großen Masse der 
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kleinen und mittleren Erbschaftsteuerfälle kein Ge- 
brauch gemacht wird. Eine weitere wesentliche Er- 
gänzung betrifft die Anpassung und Ergänzung des 
Außensteuergesetzes im Rahmen dieser Reform 
(Artikel 4). 

Die Fraktion der CDU/CSU hat besonderen Wert 
darauf gelegt, daß das Gesetz selbst die Absicht 
zum Ausdruck bringt, die Besteuerungsmaßstäbe neu 
zu bestimmen, wenn künftig neue Hauptfeststellun- 
gen für die Einheitswerte des Grundbesitzes erfol- 
gen. Sowohl der Vertreter der Bundesregierung als 
auch die Koalitionsfraktionen haben diese Absicht 
bekräftigt. Sie lehnen jedoch die Aufnahme einer 
solchen Absichtserklärung in das Gesetz aus grund- 
sätzlichen gesetzgebungspolitischen Erwägungen ab; 
eine solche Absichtserklärung im Gesetz könne den 
Gesetzgeber ohnedies nicht binden. 

Bei der Schlußabstimmung hat die Fraktion der 
CDU/CSU erklärt, daß sie den im Finanzausschuß 
erarbeiteten Entwurf im Grundsatz nicht ablehne 
und hoffe, daß die Koalition es ihr durch Eingehen 
auf verschiedene Schwerpunkte im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren ermöglichen wird, das Gesetz ins- 
gesamt mit zu verantworten. Sie versagte ihre Zu- 
stimmung aus folgenden Gründen: 

— Nichtaufnahme einer beantragten Vergünstigung 
für Arbeitnehmerstiftungen, 

— Zeitknappheit bei der Beratung der Koalitions- 
anträge zur Familienstiftung, 

— unzureichende Anhebung der persönlichen Frei- 
beträge, insbesondere für Kinder, 

— Nichtaufnahme einer Absichtserklärung des Aus- 
schusses in das Gesetz, wonach die Besteuerungs- 
grundlagen im Falle einer neuen Hauptfeststel- 
lung der Einheitswerte angepaßt werden sollen. 

Namens des Ausschusses bitten die Berichterstat- 
ter, dem Gesetzentwurf in der vorgeschlagenen Fas- 
sung die Zustimmung zu geben. 


11. Einzelbegründungen 
Zu § 1 

Mit der neuen Vorschrift des Absatzes 1 Nr. 4 
werden die der Erbschaftsteuer unterliegenden 
Grundtatbestände um eine turnusmäßige Steuer- 
pflicht für das Vermögen der Familienstiftungen 
und der ihnen entsprechenden Vereine erweitert. 
Durch die Bindung des Vermögens in einer Familien- 
stiftung oder einem ihr entsprechenden Verein kann 
dieses zur Zeit der Erbschaftsteuer über Gene- 
rationen entzogen werden. Mit der vorgesehenen 
turnusmäßigen Besteuerung des Vermögens in den 
Zeitabständen eines üblichen, mit 30 Jahre ange- 
nommenen Generationswechsels wird der unge- 
rechtfertigte Steuervorteil beseitigt. 

Zu § 2 

Die Änderung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 
die Einfügung der Nummer 2 sind durch die Ein- 
führung der turnusmäßigen Besteuerung der Fami- 


lienstiftungen und der ihnen entsprechenden Ver- 
eine bestimmt (vgl, die Begründung zu § 1 Abs. 1 
Nr. 4). 

Buchstabe c ist redaktionell neu gefaßt worden, 
enthält aber gleichzeitig insoweit auch eine sachliche 
Änderung, als die Einbeziehung der Angehörigen 
des deutschen Auslandsbeamten in die unbe- 
schränkte Steuerpflicht auf solche Personen be- 
schränkt worden ist, die die deutsche Staatsange- 
hörigkeit besitzen. 

Der neu eingefügte Absatz 2 stellt klar, daß zum 
Inland im Sinn dieses Gesetzes auch der der Bundes- 
republik Deutschland zustehende Anteil am Fest- 
landsockel gehört, soweit dort Naturschätze des 
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes er- 
forscht oder ausgebeutet werden. 

Zu § 3 

In Absatz 1 Nr. 2 Satz 2 sind am Schluß die Worte 
„den Abfindungsanspruch" durch die dem Sachver- 
halt genauer entsprechenden Worte „Abfindungs- 
ansprüche Dritter" ersetzt worden. 

Absatz 1 Nr. 4 ist lediglich sprachlich neu gefaßt 
worden. 

In Absatz 2 sind die Nummern 5 und 6 aus 
systematischen Erwägungen umgestellt worden. 

Zu §7 

Zu Absatz 1 Nr. 4 Hinweis auf die Übergangs- 
regelung des Artikels 6. 

Absatz 5 ist lediglich sprachlich neu gefaßt 
worden. 

Zu § 9 

In Absatz 1 Nr. 1 sind die Buchstaben g und i 
aus systematischen Erwägungen umgestellt worden. 
Die Umstellung entspricht der Änderung des § 3 
Abs. 2 (siehe Begründung zu § 3). 

Des weiteren ist in Absatz 1 eine Nummer 4 
angefügt worden, die für die Durchführung der 
turnusmäßigen Besteuerung der Familienstiftungen 
und der ihnen entsprechenden Vereine den Zeit- 
punkt der Entstehung der Steuer bestimmt. Die 
Steuer, die alle 30 Jahre seit dem Zeitpunkt des 
ersten Übergangs von Vermögen auf eine Familien- 
stiftung oder einen ihr entsprechenden Verein er- 
höben werden soll, soll erstmals am 1. Januar 1978 
entstehen. Das Hinausschieben des erstmaligen Ent- 
stehens der Steuer bedeutet für solche Familien- 
stiftungen und Vereine eine gewisse Schonung, die 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes (1. Ja- 
nuar 1974) bereits 30 Jahre bestanden haben. Bei 
diesen Stiftungen und Vereinen riditet sich auch 
der neue 30-Jahreszeitraum nach diesem Zeitpunkt. 

Zu § 10 

In Absatz 1 ist nach dem Satz 4 ein neuer Satz ein- 
gefügt worden, der bestimmt, daß bei der turnusmä- 
ßigen Besteuerung der Familienstiftungen und der 
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ihr entsprechenden Vereine als Besteuerungsmasse 
das Vermögen der Stiftung oder des Vereins gilt. Er- 
gänzend dazu bestimmt der ebenfals neu eingefügte 
Absatz 6 a, daß dieses Vermögen ohne Abzug der 
satzungsmäßigen Leistungen an die Berechtigten 
der Besteuerung unterliegt. Entsprechend dieser 
Nichtabzugsfähigkeit ist von einer Steuerpflicht der 
Leistungen bei den Berechtigten abgesehen worden. 
Diese Lösung erscheint gerechter als eine Abzugs- 
fähigkeit der Leistungen bei der Stiftung bzw. bei 
dem Verein. Abzugsfähig vom Vermögen der Stif- 
tung oder des Vereins könnten immer nur die am 
Besteuerungsstichtag bestehenden Verpflichtungen 
sein. Je nachdem, wie oft innerhalb des 30-Jahres- 
zeitraumes ein Wechsel in der Bezugsberechtigung 
stattfindet und wie hoch die hiervon betroffenen Be- 
züge sind, kann der Betrag, der innerhalb dieses 
Zeitraumes beim Wechsel der Bezugsberechtigung 
bei dieser Methode der Erbschaftsteuer zu unterwer- 
fen wäre, höher sein als der Betrag, der bei der 
Stiftung bzw. dem Verein am Besteuerungsstichtag 
abzugsfähig sein könnte. Die vorgesehene Besteue- 
rung vermeidet solche Ergebnisse, indem die Stif- 
tung bzw. der Verein alle 30 Jahre das nicht um 
solche Verpflichtungen gekürzte Vermögen ver- 
steuert und die Bereicherung, die die Berechtigten 
erfahren, nicht der Erbschaftsteuer unterworfen wird. 

In Absatz 5 ist die Nummer 3 redaktionell ge- 
ändert worden. 


Zu § 12 

In den Absätzen 2 bis 5 mußten redaktionelle 
Anpassungen vorgenommen werden, weil die in 
ihnen angeführten gesetzlichen Vorschriften bereits 
Änderungen des Bewertungsgesetzes und der Ab- 
gabenordnung berücksichtigten, die bis zum 1. Ja- 
nuar 1974 nicht mehr verwirklicht werden können. 

Zu § 13 

In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a ist der Freibetrag 
für den Erwerb von Hausrat von 30 000 DM auf 
40 000 DM erhöht worden. 

Die Befreiung des Absatzes 1 Nr. 1 für Grund- 
besitz, Kunstgegenstände usw., deren Erhaltung im 
Öffentlichen Interesse liegt, ist neu gefaßt und dabei 
sachlich in dem Sinne geändert worden, daß auch die 
Teilbefreiung (bisher nur die völlige Befreiung) da- 
von abhängig ist, daß die Gegenstände in einem den 
Verhältnissen entsprechenden Umfang den Zwecken 
der Forschung oder der Volksbildung nutzbar ge- 
macht sind oder werden. 

In die Befreiungsvorschrift des Absatzes 1 Nr. 3 
für Grundbesitz, der für Zwecke der Volkswohlfahrt 
der Allgemeinheit zur Benutzung zugänglich ge- 
macht ist, sind die Worte „ohne gesetzliche Ver- 
pflichtung" eingefügt worden. Sinn und Zweck dieser 
Einschränkung ist, denjenigen Grundbesitz von der 
Befreiung auszunehmen, der durch Gesetz allge- 
mein der Öffentlichkeit zugänglich ist, wie dies in 
absehbarer Zeit beim Waldbesitz zutreffen wird. So- 
weit in den gesetzlich geregelten Fällen eine Nut- 
zungseinschränkung vorliegen sollte, muß der Sach- 


verhalt in den betreffenden Gesetzen geregelt wer- 
den. 

In Absatz 1 Nr. 7 ist das Gesetzeszitat vervollstän- 
digt worden. 

Die in Absatz 1 neu eingefügte Nummer 8 a ent- 
spricht im wesentlichen der Befreiungsvorschrift des 
§ 18 Abs. 1 Nr. 11 des geltenden Rechts. Eine sach- 
liche Abweichung ist insoweit gegeben, als die 
Worte „in Erwartung einer letztwilligen Zuwen- 
dung" nicht übernommen worden sind und eine 
Höchstgrenze von 2 000 DM für die Pflegedienste 
oder/und Unterhaltsleistungen vorgesehen ist. Da- 
mit entfällt einmal die nach geltendem Recht erfor- 
derliche Motivforschung. Es kommt nicht mehr dar- 
auf an, ob der Erwerber die Zuwendung „erwartet" 
hat. 

Der Höchstbetrag von 2 000 DM andererseits 
schränkt die Möglichkeit einer mißbräuchlichen Aus- 
nutzung der Vorschrift durch Beantragung unge- 
rechtfertigt hoher Beträge für die in der Regel 
nicht beweisbaren und nur bedingt nachprüfbaren 
Pflegedienste oder Unterhaltungsleistungen auf ein 
vernünftiges Maß ein. 

Die Änderungen in Absatz 1 Nr. 9, 12 und 15 
Buchstabe b sind lediglich redaktioneller Art. 

Zu § 15 

In Absatz 2 sind die Worte „mindestens der Vom- 
hundertsatz der Steuerklasse 11" gestrichen worden. 
Die Streichung hat zur Folge, daß der Vermögens- 
übergang bei Errichtung einer Familienstiftung zu- 
gunsten von Abkömmlingen, die nur in der Folge 
des Generationswechsels bezugsberechtigt sind, 
statt nach den Steuersätzen der Steuerklasse II nach 
den wesentlich niedrigeren Steuersätzen der Steuer- 
klasse I zu versteuern ist; denn Kinder, die erst 
nach dem Tode ihres Vaters bzw. ihrer Mutter 
bezugsberechtigt sind, fallen nach Absatz 1 Nr. 3 
in die Steuerklasse 1. Dies ist eine erhebliche Ver- 
besserung gegenüber dem geltenden Recht, die im 
Hinblick darauf vorgesehen worden ist, daß das 
Vermögen der Familienstiftung künftig einer turnus- 
mäßigen Besteuerung unterliegen soll (vgl. § 1 
Abs. 1 Nr. 4). 

Der an Absatz 2 neu angefügte Satz 3 enthält den 
Besteuerungsmaßstab für die turnusmäßige Besteu- 
erung der Familienstiftungen und der ihnen ent- 
sprechenden Vereine. Es soll die Steuer erhoben 
werden, die anfallen würde, wenn das Vermögen 
auf zwei Personen der Steuerklasse I übergehen 
würde. 

Zu § 16 

Die vorgesehene Erhöhung der Freibeträge für die 
Personen der einzelnen Steuerklassen — mit Aus- 
nahme des Ehegatten, dessen Freibetrag von 250 000 
DM ausreichend erscheint — stellt eine weitere 
wesentliche Entlastung der Erwerber dar, die sich in 
der engen Familie beim Vorhandensein mehrerer 
Kinder bis zu größeren Vermögen hin auswirkt, ins- 
besondere, wenn das Vermögen beiden Elternteilen 
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gehört, so daß die Freibeträge gegenüber jedem 
Elternteil zur Anwendung gelangen. Dabei ist wei- 
ter zu berücksichtigen, daß die Freibeträge alle zehn 
Jahre erneut ausgenutzt werden können (vgl. § 14). 

Zu § 19 

Im Tarif des Absatzes 1 sind die Steuersätze für 
hohe Erwerbe — in den Steuerklassen I und II für 
steuerpflichtige Erwerbe über 25 Millionen DM, in 
der Steuerklasse III für Erwerbe über 10 Millionen 
DM — angemessen angehoben worden. 

Zu § 20 

In Absatz 1 Satz 1 ist die Steuerschuldnerschaft 
der Familienstiftungen und der ihnen entsprechen- 
den Vereine hinsichtlich der turnusmäßigen Erb- 
schaftsteuerpflicht (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 4) aufgenom- 
men worden. 

Die Absätze 6 und 7 sind lediglich sprachlich neu 
gefaßt worden. 

Zu § 23 a 

Der neu eingefügte § 23 a gibt den Familienstiftun- 
gen und den ihnen entsprechenden Vereinen die 
Möglichkeit, die turnusmäßig anfallende Erbschaft- 
steuer (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 4) bei einem Zinsfuß von 
5,5 V. H. verrenten zu lassen. 

Zu § 24 

Die Vorschrift ist neu gefaßt worden. Die Mög- 
lichkeit der Aussetzung der Versteuerung ist um 
eine weitere Möglichkeit der Besteuerung ergänzt 
worden. Der Erwerber kann die sofortige Steuerfest- 
setzung nach dem Wert zur Zeit des Anfalls, jedoch 
abweichend vom geltenden Recht ohne Abzug der 
Nutzungs- oder Rentenlast verlangen. Zum Aus- 
gleich für die Nichtabzugsfähigkeit dieser Lasten ist 
ihm die darauf entfallende Steuer bis zum Erlöschen 
der Nutzungs- oder Rentenlast zinslos zu stunden. 
Er kann aber auch, wie bisher, Aussetzung der Ver- 
steuerung bis zum Erlöschen der Nutzungslast (jetzt 
ausgedehnt auch auf Rentenlasten) beantragen. 

Zu § 24 a 

Diese neu eingefügte Vorschrift gewährt aus Bil- 
ligkeitserwägungen eine Ermäßigung der Erbschaft- 
steuer, die bei Aufhebung einer Familienstiftung 
oder bei Auflösung eines ihr entsprechenden Ver- 
eins anfällt, wenn die Aufhebung der Stiftung oder 
die Auflösung des Vereins innerhalb eines Zeit- 
raumes von vier Jahren seit dem Zeitpunkt der zu- 
letzt turnusmäßig entstandenen Erbschaftsteuer er- 
folgt. 

Zu § 25 

Absatz 1 enthält eine geringfügige redaktionelle 
Änderung (Ersetzung der Worte „der gleichen 
Steuerklasse" durch die Worte „dieser Steuer- 
klassen"). 


Zu § 26 

Die Gesetzeszitate, die im Entwurf bereits auf die 
noch nicht verabschiedete neue AO abgestellt waren, 
sind dem geltenden Recht angepaßt worden. Außer- 
dem bestimmt der neu angefügte Absatz 2, daß die 
Stundungsvorschrift auch für die turnusmäßige Be- 
steuerung der Familienstiftungen und der ihnen ent- 
sprechenden Vereine gilt. 

Zu § 29 

Absatz 1 ist neu gefaßt worden; eine sachliche 
Änderung ist damit nicht verbunden. 

Der neu angefügte Absatz 7 schafft die Möglich- 
keit, für die Steuerpflichtigen eine Steuerselbstbe- 
rechnung auf der Grundlage entsprechender amt- 
licher Vordrucke einzuführen. 

Zu § 30 

Das Gesetzeszitat ist an die geltende AO ange- 
paßt worden. 

Zu § 32 

Absatz 2 Nr. 2 ist redaktionell geändert worden. 
Die Anzeigepflicht der Gerichte und Notare ist auf 
Testamentsvollstrecker und auf die Anordnung von 
Nachlaßverwaltungen ausgedehnt worden. 

Zu § 33 

Die Gesetzeszitate in den Absätzen 1 und 4 sind 
an die geltende AO angepaßt worden. 

Zu § 35 

Der neu angefügte Satz 2 schiebt die Anwendung 
des § 3 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 um ein Jahr hinaus. Da- 
mit soll den Steuerpflichtigen Gelegenheit gegeben 
werden, Gesellschaftsverträge mit solchen Klauseln, 
die von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 
betroffen sind, ohne Zeitdruck zu überdenken. 

Zu Artikel 2 a 

Bei dieser Regelung handelt es sich um die Über- 
nahme der in Artikel 4 Ziff. 37 des Zweiten Steuer- 
reformgesetzes vorgesehenen Vorschrift des § 121 a 
des Bewertungsgesetzes für das Gebiet der Erb- 
schaftsteuer. 

Zu Artikel 2 b 

Die Änderung der Reichsabgabenordnung ist durch 
die Übernahme der Vorschriften der §§ 74, 187 a 
und 189 a AO in das neue Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz (vgl. §§ 31, 32, 33) bedingt. 

Zu Artikel 2 c 

Mit der vorgesehenen Änderung des Außensteuer- 
gesetzes werden Zweifelsfragen klargestellt, die in- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1333 


zwischen auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer aufge- 
treten sind. Die Änderungen ordnen jetzt ausdrück- 
lich an, daß auch das von einer Zwischengesellschaft 
gehaltene Vermögen des Erblassers oder Schenkers 
der erweiterten beschränkten Erbschaftsteuerpflicht 
unterliegt. Da das Außensteuergesetz Vermögen- 
steuer und Erbschaftsteuer in enger Parallele behan- 
delt, ist die Klärung gleichzeitig für die Vermögen- 
steuer miterfolgt. 

Zu Artikel 2 d 

Die Bereicherung, die ein Ehegatte bei Verein- 
barung der Gütergemeinschaft erfährt, soll nach § 7 
Abs. 1 Nr. 4 des Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuergesetzes künftig stets als Schenkung gelten. 
Bisher konnte die Bereicherung aufgrund der Recht- 
sprechung des Bundesfinanzhofs nur in den verhält- 
nismäßig seltenen Fällen der Schenkungsteuer unter- 
worfen werden, in denen erkennbar in erster Linie 
erbrechtliche Erwägungen für die Vereinbarung der 
Gütergemeinschaft maßgebend waren. Artikel 5 will 
den dort genannten Ehegatten Gelegenheit geben, 
noch bis zum 31. Dezember 1974 schenkungsteuer- 
frei Gütergemeinschaft zu vereinbaren. 

Zu Artikel 2 e 

Die Vergünstigung für Erbschaftsteuer- und/oder 
Lastenausgieichsversicherungen ist in das neue Erb- 
schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz nicht über- 
nommen worden. Artikel 6 sieht für Verträge, die 
vor dem 3. Oktober 1973 abgeschlossen worden sind. 


aus Billigkeitsgründen einen stufenweisen Abbau 
der bisherigen Vergünstigungen über 20 Jahre hin- 
weg vor. 

Zu Artikel 2 f 

Die Vorschrift erleichtert die Auflösung von Fami- 
lienstiftungen bis zum 1. Januar 1978 dadurch, daß 
der Erwerb aus einer Familienstiftung ohne Rück- 
sicht auf das Verwandtschaftsverhältnis zwischen 
Anfallsberechtigten und Stifter stets nach Steuer- 
klasse I zu versteuern ist. 

Zu Artikel 7 

Die hier geregelte Aufhebung von Vorschriften ist 
durch das neue Erbschaftsteuer- und Schenkung- 
steuergesetz bedingt. 

Zu Artikel 8 

Die Erleichterungen für die Anzeigepflichten der 
Gerichte, Notare und sonstigen Urkundspersonen 
tragen dem Umstand Rechnung, daß die bisherigen 
Befreiungen für Hausrat usw. verbessert worden 
sind und an die Stelle der bisherigen niedrigsten 
Besteuerungsgrenze von 1 000 DM ein Freibetrag 
von 3 000 DM getreten ist. 


§ 1 enthält die Berlin-Klausel. 
§ 2 regelt das Inkrafttreten 


Bonn, den 30. November 1973 


Dr. Becker (Mönchengladbach) Huonker 

Berichterstatter 
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